
 

Eine Demonstration für eine politische und soziale Wende 

Fast auf den Tag genau ein Jahr ist es her, seit ausgehend von der Pleite von Lehman-Brothers das 

Weltfinanzsystem beinahe in Grund und Boden gefahren und dadurch die grösste Weltwirtschaftskrise 

seit den dreissiger Jahren ausgelöst wurde. Nur noch gigantische und in dieser Grössenordnung 

vorher unvorstellbare Staatsinterventionen konnten das Weltfinanzsystem retten. Dies gilt auch für die 

Schweiz mit der staatlichen Rettung der UBS, für die öffentliche Mittel in der Höhe des gesamten 

Bundeshaushaltes eingesetzt wurden. Besonders die Exportindustrie leidet schwer unter der 

Wirtschaftskrise. Die Arbeitslosigkeit, vor allem der Jugendlichen, steigt bald in Rekordhöhen. 

Die Ursache des Beinahe-Kollapses des Finanzsystems und der Weltwirtschaftskrise war die 

Wirtschaftspolitik des Neoliberalismus. Diese bestand aus einer massiven Steigerung der 

Kapitalrenditen im Finanzsektor auf Kosten der sogenannten Realwirtschaft, einer Deregulierung der 

Finanzprodukte mit unabsehbaren und unkontrollierten Risiken und damit verbunden einer masslosen 

Steigerung der Bezüge der Manager, die diese Wirtschaftspolitik durchsetzten. Die Kehrseite dieser 

Wirtschaftspolitik war und ist der permanente Druck auf die Löhne, den Sozialstaat und den Service 

Public. Die sozialen, die wirtschaftlichen und die politischen Folgen des Neoliberalismus sind 

verheerend. 

Aber kaum zeigen die gigantischen staatlichen Rettungspakete ihre Wirkung und beginnen die 

Börsenkurse wieder zu steigen, verhält sich die sogenannte wirtschaftliche Elite –und in ihrem Gefolge 

die sogenannte politische Elite – wieder so, als wäre überhaupt nichts passiert und als wären sie noch 

immer die Herren der Welt. Die Investment-Banker steigern wieder ihre Bezüge und Boni, und ein Alt-

Bundesrat gibt sich dazu her, diese Missbräuche von neuem zu rechtfertigen. – Der Bundesrat, 

immerhin die Schweizer Regierung, hat in seinem gegenwärtigen Zustand nicht im Ansatz begriffen, 

was passiert ist und welche Schlussfolgerungen aus der grossen Krise zu ziehen wären. Stattdessen 

schreibt er unter Führung eines Bundespräsidenten, der in seiner Verwirrung das Scheitern des 

Neoliberalismus geradezu verkörpert, exakt die Politik fort, welche die Weltwirtschaft, und die 

Schweizer Wirtschaft, fast in den Abgrund geführt hat: 

Statt dafür zu sorgen, dass die massiven Prämiensprünge bei den Krankenkassen, die für eine Familie 

nächstes Jahr Mehrkosten von 1'500 Franken verursachen, durch zusätzliche Prämienverbilligungen 

ausgeglichen werden, senkt er die Steuern für die Spitzenverdiener mit steuerbaren Einkommen ab 

150'000 Franken um mehr als 3000 Franken. Familien mit Einkommen unter 80'000 Franken, also 
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die Mehrheit aller Familien, gehen praktisch leer aus. Die höheren Krankenkassenprämien werden die 

Kaufkraft schmälern und dadurch die Arbeitslosigkeit auch in der inländischen Wirtschaft fördern, und 

dies ausgerechnet in einem kritischen Moment, wo es entscheidend auf die Kaufkraft der Mehrheit der 

Bevölkerung ankommt. 

Statt dafür zu sorgen, dass das soziale Netz in der Krise hält, sollen die Leistungen bei der 

Arbeitslosenversicherung ausgerechnet für die Jungen und für die Langzeitarbeitslosen gesenkt 

werden. Das ist nicht nur ein blanker Zynismus, sondern auch eine wirtschaftspolitische und 

sozialpolitische Dummheit. Und bei der AHV sollen mit einer Rentenalterserhöhung neue Jahrgänge 

im Rentenalter auf den Arbeitsmarkt gezwungen werden. All das verbunden mit einer Absenkung des 

Rentenniveaus über die Verschlechterung des sogenannten Mischindex.  

Und bei der Post wird das Liberalisierungstempo noch verschärft, mit dem Resultat, das wir aus allen 

Liberalisierungen des Service Public kennen: schlechtere Leistungen für die Bevölkerung zu höheren 

Preisen, verbunden mit einem massiven Druck auf die Arbeitsbedingungen. Ein wirtschaftspolitischer 

Crashkurs auf dem Buckel der Bevölkerung und der Beschäftigten.  

Was der Bundesrat in diesem Zustand vorlebt, das bekommen die Leute in den Betrieben zu spüren: 

Oft eine unsägliche Arroganz jüngerer Manager mit MBA, die knallhart ausnützen, dass die 

politischen Behörden sich mit Händen und Füssen gegen einen auch nur minimalen Kündigungsschutz 

wehren, statt sich bei Missbräuchen und Diskriminierung auf die Seite der Beschäftigten zu stellen. Wie 

heute auch ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach 30, 40 Jahren im Betrieb mir nichts, dir 

nichts auf die Strasse gestellt werden, hätte man sich vor einigen Jahren nicht vorstellen können. Die 

PR-orientierte Wirtschaftsministerin ist sich vielleicht nicht bewusst, welche Signale sie gibt, wenn die 

Wirtschaft für sie faktisch nur aus den Arbeitgebern besteht.  

Die breit getragene Demonstration des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ist eine Demonstration 

für eine politische Wende: für eine überfällige wirtschaftspolitische und sozialpolitische Wende. Die 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf anständige Löhne und anständige 

Arbeitsbedingungen, denn sie sind es (und nicht die Urheber spekulativer Finanzprodukte), die die 

Werte schaffen und die Wirtschaft tragen. Sie haben einen Anspruch auf Sozialversicherungen, die 

funktionieren und die Risiken des Alters und der Arbeitslosigkeit, die alle betreffen und jeden treffen 

können, absichern. Sie haben einen Anspruch auf Respekt, den Respekt der Arbeitgeber. Und jenen 

des Bundesrates, der ja schliesslich dafür gewählt wurde, die öffentlichen Interessen zu wahren.  


